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Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Aus ökologischen, sozialen und finanziellen Gründen ist es oftmals besser, bestehende 
Bauten zu erweitern, statt diese durch Neubauten zu ersetzen. Der Weiterentwicklung von 
Bestandesbauten stehen jedoch zahlreiche Hürden und Risiken entgegen. Das heutige 
PBG ist über weite Teile ein «Neubaugesetz». Mit einer Flexibilisierung von Vorschriften soll 
die Weiterentwicklung stärker gewichtet werden. Gleichzeitig sollen einige als unnötig oder 
zu kompliziert erachtete Regulierungen gestrichen oder zumindest vereinfacht werden. 
 
Die KZPV hat sich mit der in die Vernehmlassung gegebenen Änderung des Planungs- und 
Baugesetzes (PBG) und der dazugehörigen Verordnungen betreffend das Erleichterte 
Bauen im Bestand auseinandergesetzt. 
 
1. Grundhaltung 
 
a) Bearbeitungsstand 
 
 Die KZPV begrüsst es, dass das ARE das Thema des «erleichterten Bauens im Be-

stand» aufgreift. Wie wir nachfolgend darlegen, erachten wir namentlich die zentralen 
Revisionsvorschläge als noch zu wenig ausgegoren. Zuerst vermissen wir eine sorg-
fältige Analyse und die Abschätzung der Erreichbarkeit der Ziele. Auch aus den Er-
läuterungen zu den einzelnen Bestimmungen wird nicht ersichtlich, welche konkreten 
Auswirkungen zu erwarten sind.  

 
 Es wird nicht mit der nötigen Präzision zwischen Zielen und Mitteln unterschieden. 

Beispiel: Die Zielsetzung ist mit «Schonung der Ressourcen» umschrieben, in den 



  
 Seite 2 
 

 

KZPV Konferenz der Zürcher Planungsverbände 

Vorschriften werden dann zusätzliche Wohneinheiten gefordert. Der Zusammenhang 
erschliesst sich nicht. Wir sind dennoch der Überzeugung, dass unter Miteinbezug al-
ler Betroffenen eine erfolgreiche Gesetzesanpassung zu erreichen ist.  

 
Antrag 1 
Die Revisionsvorlage ist vertiefter zu bearbeiten. Angesichts der grossen Tragweite 
muss eine sorgfältigere Analyse und Abschätzung der Erreichbarkeit der Ziele erfol-
gen. Dabei ist es zentral, dass die Revision die effektiven Problempunkte erfasst und 
diese wirksam verändert. Es ist zu prüfen, ob eine stärkere Gliederung in Neubau und 
Bestandesbau erfolgen kann, sowie ob eine Aufteilung auf verschiedene Vorlagen 
zielführend ist. 

 
b) Vereinfachung 
 
 Obwohl wir die Vereinfachung von Vorschriften grundsätzlich begrüssen, ist jeweils 

zu bedenken, dass bei fehlenden Vorschriften auf kantonaler Ebene die Gemeinden 
oftmals zur Klärung der Praxis eigene Auslegeordnungen und Richtlinien erstellen 
(«Schattenbauordnungen» gestützt auf § 71 PBG, § 239 Abs. 3 PBG usw.). Dies führt 
dann insgesamt zu einer Verkomplizierung und einer Deharmonisierung. Zudem kön-
nen anstelle der kantonalen Regelungen die entsprechenden Normen treten, was die 
Anwendung im Endeffekt nicht erleichtert.  

 
Antrag 2 
Es ist zu prüfen, bei welchen Weglassungen die Gefahr besteht, das neue (kompli-
ziertere) Regelungen durch die Gemeinden getroffen werden. Sollte diese Gefahr be-
stehen und die Streichung wirkungslos machen, empfehlen wir in diesen Fällen nur 
Abweichungen im Lichte des neuen E-§ 220a PBG zuzulassen.  

 
c) Planungspflicht 
 
 Der neue E-§ 220a PBG vermischt aus unserer Sicht Planung und Vollzug. Die Mög-

lichkeit, generell von Bauvorschriften abzuweichen (E-§ 220a PBG), untergräbt in der 
Summe der zu erwartenden Anwendungsfälle auf einzelnen Grundstücken im Prinzip 
die bundesrechtliche Planungspflicht (vgl. Art. 2, 4, 14/15 und 21 Abs. 2 RPG) und im 
Kanton Zürich zudem die Gemeindeautonomie (§ 2 lit. c und §§ 45 ff. PBG). 

 
 Wir erachten es als wichtig, den Unterschied zwischen § 220 und § 357 PBG zu be-

achten. Der § 220 PBG hat als zentrale Voraussetzung das Vorliegen von «besonde-
ren Verhältnissen» im Einzelfall, der § 357 PBG hingegen knüpft am Vertrauens-
schutz im konkreten Einzelfall an und erfordert eine Gesamtwürdigung im Einzelfall. 
Grundlage für die Beurteilung bleibt in beiden Fällen die geltende nutzungsplaneri-
sche Ordnung, wobei bei der Ausnahme die «ungewollte Härte» vermieden werden 
und bei der erweiterten Besitzstandsgarantie die rechtmässig getätigte Investition ge-
schützt werden soll. 
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 Um die Planungspflicht nicht zu verletzen sowie die legitimen, nachbarlichen Interes-

sen und die Interessen des Eigentümers zu wahren, sollten beim neuen E-§ 220a 
PBG folgende Voraussetzungen erfüllt werden: 

 
• Anknüpfung ausschliesslich an den Bestand, insbesondere ist auf die Vorausset-

zung «zusätzliche Wohneinheit» zu verzichten. 

• Klare Abgrenzung zu § 357 PBG (Rechtsprechung zu den Grenzen des Vertrau-
ensschutzes), d.h. klare, aber flexible Kriterien zur Anforderung «Ressourcen-
Sparen» für eine neue «Bestandes-Regelausnahme» gemäss E-§ 220a PBG. 

• Interessenabwägung im Einzelfall im Lichte der konkreten Verhältnisse und Um-
stände und somit Verzicht auf Aufzählung von Vorschriften von den abgewichen 
werden kann und auf fixe Abweichungs-Masse. Betreffend dem Abweichungs-
umfang sind die Vorschriften zu bezeichnen, die einer Abweichung zugänglich 
sind.  

• Die Gemeinden bevorzugen meist generell abstrakte Regelungen. Obwohl im 
Falle der Weiterentwicklung von Bestandesbauten eine individuell konkrete Re-
gelung zielführender wäre, ist der Abweichungsrahmen festzulegen. Übersteigt 
die bevorzugte Lösung den Rahmen, ist entweder ein Sondernutzungsplan fest-
zusetzen oder die Gemeinden regeln in Sonderbauvorschriften die zulässigen 
Abweichungen zonen- oder gebietsbezogen.  

• Klärung kumulative Anwendung, d.h. die gesetzliche Definition der Grenzen ei-
ner kumulativen Anwendung von § 357, § 220 und E-§ 220a PBG bzw. Klärung, 
inwieweit diese überhaupt statthaft sein kann. Die gleichzeitige Berufung auf die 
nachträgliche Baurechtswidrigkeit, besondere Verhältnisse und separat neu 
auch die Ersparnis von Ressourcen (bei Bestandesbauten) muss bewusst ge-
wollt sein. 

• Definition Bestandesgebäude, d.h. es ist festzulegen, welche Gebäude als Be-
standesgebäude gelten (z.B. Gebäude gelten nach 30 Jahren ab Rechtskraft 
«Stammbaubewilligung» als Bestandesbauten oder Bauten, die vor dem 
xx.xx.19xx erstellt wurden, gelten als Bestandesbauten).  

 
Antrag 3 
Das Zusammenspiel von § 220 PBG, § 357 PBG und dem neuen E-§ 220a PBG ist 
zu klären und der Abweichungsrahmen für die Anwendung des E-§ 220a PBG ist zu 
definieren. 
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d) Gerichtspraxis 
 
 Für die Immobilienentwicklung ist die Planungssicherheit ein hohes Gut. Die Vorlage 

hat derart viele unabsehbare Konsequenzen auf den Vollzug, dass das Verwaltungs-
gericht eng miteinzubeziehen ist. Die Bauanwälte werden sich im Einzelfall für ihre 
Klienten (Nachbarn des «Weiterbau-Grundstücks») wehren müssen. Eine halbwegs 
gefestigte Praxis wird erst entstehen, wenn sich das Verwaltungsgericht zu wichtigen 
Fragen äussern konnte und das System «Ausnahme - Bestandsgarantie - Weiterbau-
privileg» einigermassen geklärt ist.  

 
Antrag 4 
Eine Experten-/Expertinnengruppe, in der z.B. die Gerichte, die Anwaltschaft und die 
Rechtswissenschaft vertreten sind, sollte die Frage beleuchten.  

 
2. Planungs- und Baugesetz 
 
a) Zweck (§ 1 Abs. 1 und 1bisPBG) 
 
 Im Zweckartikel soll erwähnt werden, dass die Ressourcen geschont werden sollen. 

Mit diesem Zusatz soll dem sorgfältigen Umgang mit den vorhandenen Ressourcen 
auch im PBG mehr Gewicht verliehen werden. Mittels eines schonenden Umgangs 
mit den Ressourcen können das Abfallaufkommen und die CO2-Emissionen reduziert 
werden. Dem Zweckartikel kann grundsätzlich zugestimmt werden, der Teufel steckt 
aber bekanntlich im «Detail».  

 
Antrag 5 
Es ist in den einzelnen Paragrafen, namentlich im § 239 Abs. 3 PBG darzulegen, wie 
dieses Ziel mit vertretbarem Aufwand erreicht werden kann. 
Neben dem «Ressourensparen» ist auch die Weiterentwicklung von Bauten zu er-
wähnen. 

 
b) Grundsätze Richtplanung (§ 18 Abs. 1 PBG) 
 
 Die Ergänzung von § 18 Abs. 1 PBG mit dem Einschub «Ressourcen schonen» ist 

nicht erforderlich, da bereits in § 18 Abs. 2 lit. a, b und o PBG ausreichend auf die 
Schonung der Ressourcen hingewiesen wird. 

 
Antrag 6 
Auf die vorgesehene Ergänzung von § 18 Abs. 1 PBG sei zu verzichten, weil diese zu 
generell und somit nicht direkt anwendbar ist, und weil die nötigen konkreten Aspekte 
der Ressourcenschonung in Abs. 2 ausreichend ausformuliert sind. 
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c) Erneuerbare Energien (§ 78a PBG) 
 
 Die ersatzlose Streichung von § 78a PBG erscheint plausibel und kann ganz generell 

als «Entschlackung» und zur Vermeidung von Doppelspurigkeiten (und allfälligen Wi-
dersprüchen) zum Energiegesetz begrüsst werden.  

 
d) Spezifische Regelungen (E-§ 79 PBG) 
 
 Das Weiterbauen im Bestand muss unter Berücksichtigung verschiedenster Rahmen-

bedingungen geplant werden (historische oder denkmalpflegerische Bedeutung, Par-
zellarstruktur, Typologie bestehende Bebauung, Qualität Aussenraum, Erschlies-
sungssituation). Entsprechend sind massgeschneiderte Lösungen für einzelne Stras-
senzüge oder Gevierte anzustreben. Dazu stehen bereits nach geltendem Recht die 
Sonderbauvorschriften (§§ 79 ff. PBG) und Gestaltungspläne (§§ 83 ff. PBG) zur Ver-
fügung. Solche Sonderbauvorschriften werden auch schon angewendet (BZO Küs-
nacht) oder sind in Vorbereitung (BZO Thalwil und Wallisellen). Die gesammelte Er-
fahrung im politischen Meinungsbildungsprozess in den Gemeinden zeigt, dass das 
Anliegen auf eine grosse Zustimmung stösst. Es stellt sich jedoch das Problem, dass 
diese in der Beurteilung der kantonalen Genehmigungsfähigkeit aufgrund der fehlen-
den Rechtsgrundlage restriktiv ausgelegt werden. 

 
 In diesem Zusammenhang ist die Baudirektion angehalten, die vereinfachte Ausge-

staltung gemäss § 83 Abs. 4 PBG aktiv zu unterstützen. 
 

Antrag 7 
Es ist ein neuer § 79 Abs. 2 PBG einzuführen (Abs. 2 wird zu Abs. 3), und zwar sinn-
gemäss mit folgendem Wortlaut: «Für die Weiterentwicklung bestehender Bauten 
können Festlegungen gemäss § 80 PBG getroffen werden.» Die Anforderungen, die 
zur Anwendung gelangen, sollen in § 80 PBG in Abhängigkeit zur Abweichung von 
der Regelbauweise durch die Gemeinden festgelegt werden können.  

 
e) Bauvorschriften für Bestandsbauten innerhalb der Bauzone (E-§ 220a PBG) 
 
 Kernstück der Vorlage ist sicherlich der vorgesehene neue E-§ 220a PBG, wonach 

für die Erweiterung von bestehenden Bauten von klar benannten Vorschriften abgewi-
chen werden darf. Die Ausnützung darf jedoch nicht erhöht werden. Zwei vorgeschla-
gene Varianten unterscheiden sich darin, dass eine im Gesetz und die andere in ei-
ner Verordnung das zulässige Ausmass der Abweichung definiert. Der grundsätzliche 
Ansatz, zugunsten der Weiterentwicklung von Bestandesbauten diesen E-§ 220a zu 
schaffen, ist zu begrüssen. Wir begrüssen die Variante 1 mit der abschliessenden 
Nennung der Vorschriften, von denen abgewichen werden kann, und der Festlegung 
von beschränkenden Massen in einer Verordnung (siehe dazu Antrag 16).  
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 Die Liste der Abweichungstatbestände ist jedoch zu starr: Im Zuge aktueller Themen 
ist insbesondere zu überlegen, ob bspw. auch von der Grünflächenziffer, den Vorga-
ben zur Veloabstellplätzen usw. abgewichen werden kann; hilfreich wäre eine umfas-
sende Analyse der hemmenden planungs- und baurechtlichen Faktoren sowie mögli-
cher Treiber (vgl. beispielsweise https://www.metamorphouse.ch). Begrüssenswert 
wäre es, den Gemeinden die Kompetenz zu weitergehenden Abweichungen im Rah-
men einer BZO-Regelung zu geben. Alternativ wäre eine offenere Formulierung im 
Abs. 1 zugunsten einer nicht abschliessenden Auflistung im Sinne von «[…] darf für 
die Erweiterung von bestehenden Bauten insbesondere von folgenden Vorschriften 
abgewichen werden […]» für die kommunale Anwendung in mannigfaltigen Bestan-
dessituationen hilfreich. Die Abweichung bei den nicht spezifizierten Vorschriften 
müsste im Einzelfall erfolgen.  

 
 Es ist zu prüfen, ob und wie weit der § 220a PBG bei Kernzonen, Quartiererhaltungs-

zonen und rechtskräftigen Gestaltungsplänen sein soll. Abweichungen von der zuläs-
sigen Ausnützung müssen in diesen Fällen wohl eher durch eine Revision der Grund-
ordnung respektive der Sondernutzungsplanung erfolgen. 

 
Antrag 8 
Wir begrüssen die Variante 1, damit direkt gestützt auf das eine klar definierte Er-
leichterung konsumiert werden kann. 
Zudem soll den Gemeinden jedoch auch die Möglichkeit zu weitergehenden Abwei-
chungen (im Rahmen der BZO oder direkt gestützt auf das PBG) gegeben werden. 

 
 Schaffung Wohneinheiten (E-§ 220a Abs. 2 PBG) 
 Die Voraussetzung, dass «neue Wohneinheiten» geschaffen werden müssen, ist im 

Kontext der Revisionsabsicht unsachgemäss. Das Ziel wird in den meisten Fällen oh-
nehin erreicht werden, da es auch im Sinne des Grundeigentümers sein wird. Je nach 
Weiterentwicklung des Bestandesgebäudes entstehen nicht – und müssen auch nicht 
– zwingend mehr Wohneinheiten (u.a. wenn Kleinwohnungen in Familienwohnungen 
umgewandelt werden oder bei der Realisierung eines Gewerbeanteils zur Attraktivie-
rung des Erdgeschosses). Wie bereits erwähnt, ist das Ziel des «ressourcensparen-
den Bauens» nicht mit dem Ziel «mehr Wohnungen» (was auch nicht zwingend zu 
einer höheren Einwohnerdichte führt) zu vermengen. 

 
Antrag 9 
Der E-§ 220a Abs. 2 PBG ist wegzulassen. Und wenn er beibehalten wird, müsste 
eine baurechtlich definierte, messbare Grösse gewählt werden, d. h. die Zunahme 
der anrechenbaren und / oder der massgebenden Geschossfläche. 
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 Hinweis zur Wahrung der zulässigen Ausnützung (E-§ 220a Abs. 1 PBG) 
 Während bei der Bestandesgarantie (§ 357 PBG) keine Ausnützungsbeschränkung 

besteht, soll im E-§ 220a Abs. 1 PBG eine solche festgelegt werden. Diese Ein-
schränkung erachten wir als zweckmässig, auch wenn dadurch eine Ungleichheit ent-
steht, da so verhindert wird, dass der Abweichungsparagraf zur unkontrollierten 
Nachverdichtung missbraucht werden könnte, anstelle einer raumplanerischen Ausei-
nandersetzung mit Verdichtungsabsichten im Rahmen der ortsplanerischen Gesamt-
schau. Leider können wir aufgrund der fehlenden Analyse nicht abschätzen, ob und 
in welchem Mass ein Ausnützungszuwachs über das Regelmass der BZO notwendig 
ist, um die Weiterentwicklung von Bauten zu unterstützen (Kompensation der Mehr-
aufwendungen bei Bestandesbauten, z.B. Brandschutz usw.).  

 
f) Grundanforderungen an Bauten und Anlagen (E-§ 239 Abs. 1 PBG) 
 
 Die vorgesehenen Ergänzungen der Abs. 1 und 3 erscheinen auf den ersten Blick 

plausibel. Die konkrete Umsetzung bleibt aber unklar, insbesondere ist nicht ersicht-
lich, ob die Begriffe «Sicherheit» und «Schonung der Ressourcen» in der Verordnung 
konkretisiert oder ob (und welche) weiteren Bestimmungen und/oder Normen (z.B. 
der SUVA) Anwendung finden. 

 
 Angesichts der Schwierigkeiten des «Bautyps-E» in Deutschland, die sich aus dem 

Normenwesen ergeben, wäre eine hieb- und stichfeste Lösung wünschenswert, die 
die Eigenheiten des schweizerischen Normenwesens beachtet und nutzt. Leider be-
fürchten wir, dass es eine solche «einfache» Lösung nicht gibt. 

 
 In der Regel sind Normen nicht in Sicherheitsnormen und weitere Normen unterteilt. 

Ein Grossteil der Normen wird wohl unter den Titel «Sicherheit» fallen. Ausnahmen 
dürften Normen zur Schallausbreitung (innerhalb des Gebäudes) oder der Parkplatz-
breiten sein.  

  
 Der gewählte Weg unterstützen wir, da er zumindest für die Baubehörde die Möglich-

keit eröffnet, Abweichungen zu akzeptieren (z.B. gestützt auf eine Nutzungsvereinba-
rung zwischen Grundeigentümerschaft und Planenden).  

 
g) Grundanforderungen an Bauten und Anlagen (E-§ 239 Abs. 3 PBG) 
 
 Es soll neu geregelt werden, dass Bauten ressourcenschonend zu erstellen sind. Den 

Grundsatz befürworten wir. Der Teufel steckt bei dieser Vorschrift im Detail.  
 
 Zentral ist daher eine präzise Ausgestaltung, damit die Anforderungen klar, umsetz-

bar und kontrollierbar sind. Der Kanton Genf hat mit den Artikeln 117 und 118 LCI 
(Baugesetz) bereits ein inhaltlich vergleichbares Regime erarbeitet und seine Um-
setzbarkeit in einer umfangreichen Studie (constructions et rénovations bas-carbone 
guide de mise en œuvre des articles 117 et 118 LCI) geprüft. Daraus lassen sich 
wertvolle Schlussfolgerungen zur Ausgestaltung des E-§ 239 Abs. 3 PBG ziehen.  
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 Die Genfer Gesetzesartikel legen nur die Grundprinzipien fest, während die techni-

schen Details vollständig in der Verordnung geregelt werden. Die Artikel lassen sich 
sinngemäss auf den E-§ 239 Abs. 3 PBG übersetzen: 

 
Art. 117 LCI (Grundsätze):  

1 Jeder Neubau oder relevante Renovierung muss so konzipiert und ausgeführt wer-
den, dass die verwendeten Materialien den CO2-Bilanzwert minimieren.  

2 In erster Linie sind, soweit möglich, bestehende Baumaterialien wiederzuverwen-
den.  

3 Ist dies nicht möglich, sind recycelte Baumaterialien oder solche mit geringem CO2-
Bilanzwert zu bevorzugen. 
 
Art. 118 LCI (Vorgaben):  

1 Die CO2-Bilanz jedes Materials eines Neubaus oder einer grösseren Renovierung 
entspricht der Bilanz der Treibhausgasemissionen dieses Materials während seines 
gesamten Lebenszyklus. 

2 Die Berechnung der CO2-Bilanz erfolgt nach dem Stand der Technik. Der Staatsrat 
(ZH: Regierungsrat) legt die genauen Modalitäten dieser Berechnung in einer Verord-
nung fest. 

3 Er kann zudem in einer Verordnung Schwellenwerte für den maximalen CO2-Bilanz-
wert festlegen, die für jedes Baumaterial einzuhalten sind. 

 
In der Genfer Studie wurden insbesondere Fragen der Umsetzung beantwortet, wel-
che auch im Kanton Zürich zu beantworten sein werden: 

• Methodik zur CO2-Bilanzberechnung 

• Verbindliche Nachweise im Baubewilligungsverfahren 

• Stufenweise Einführung von Grenzwerten 

• Differenzierte Regeln für Neubau, Renovation und Mischprojekte 

• Umsetzung im Baubewilligungsverfahren 
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 Ergebnisse zur Berechnungsmethodik 
 Die Artikel 117 und 118 LCI sind anwendbar auf Neubauvorhaben und relevante Re-

novationsprojekte wie auch Mischprojekte. Dabei wird je Bauprojekt eine Berech-
nungsmethodik vorgeschlagen. Die Studie beschreibt einen standardisierten 6-
Schritt-Prozess, mit dem die CO2-Bilanz eines Bauprojekts ermittelt wird (anhand der 
5 Lose).  

 

  
 
 Dieser Prozess ist so aufgebaut, dass er auch ohne Software durchführbar ist, was 

die Studie ausdrücklich festhält. Die Methode folgt dem Prinzip der Lebenszyklusana-
lyse und stützt sich auf Daten der SIA 390/1:2025, der SIA 2032 und der KBOB-Da-
tenbank. 

 
 Genf setzt auf das Vorschreiben von kantonalen Grenzwerten für kg CO2-Äquivalent 

pro m² Bruttogeschossfläche und Jahr, die als Prozentwerte auf Basis der SIA-
Norm 390 festgelegt werden (z.B. 125 % für Wohnneubauten), um eine schrittweise 
Anpassung an die neuen Anforderungen zu gewährleisten. Die Grenzwerte werden 
ab 2034 für alle Bauvorhaben verpflichtend sein, zuvor nur für Kantonsbauten (im 
Sinne einer Pilotphase). 
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 Die Einführung der Artikel in Genf ist gemäss der Studie wie folgt angedacht.  
  

 
 

Antrag 10 
Bevor eine Regelung im PBG aufgenommen wird, muss die Umsetzung (z.B. Verord-
nung) geklärt sein. Wir würden als Messgrösse beim E-§ 239 Abs. 3 PBG die Treib-
hausgase festlegen. Zu prüfen ist aus unserer Sicht ein Ansatz wie im Kanton Genf 
oder eine Regelung im Rahmen der MUKEN Basis-Modul Teil G (Aufnahme ins kan-
tonale Energiegesetz?). 

 
h) Aussenwärmedämmung (§ 253 a PBG) 
 
 Die Erleichterung betreffend die Aussenwärmdämmung (Unterschreitung Grenzab-

stand) kann nachvollzogen werden. Beim Begriff «Anbauten» ist wohl nicht der IVHB-
Begriff gemeint, sondern die «Erweiterung» einer Bestandesbaute. 

 
i) Fassadenhöhe aufgrund der Verkehrsbaulinien (§ 280 Abs. 3 PBG) 
 
 Die Höhenbeschränkung aufgrund des Baulinienabstands stellte eine wohnhygieni-

sche und stadtraumgestalterische Regelung dar. Sie gewährleistet insbesondere, 
dass Erdgeschosswohnungen bei hohen Fassadenhöhen und schmalen Strassenräu-
men über eine genügende Belichtungsqualität verfügen. Die Anwendung, insbeson-
dere beim Zusammentreffen unterschiedlich breiter Strassenräume, ist aufwendig. In 
der Gesamtbetrachtung unterstützen wir eine Aufhebung. 

 
j) Brandmauern (§§ 290 und 291 PBG) 
 
 Eine Brandmauer auf der Grundstücksgrenze ermöglicht eine vom Nachbargrund-

stück unabhängige Bebaubarkeit. Gemäss den Brandschutzvorschriften sind Brand-
mauern auf der Grundstücksgrenze nicht zwingend vorgeschrieben. Wird beispiel-
weise der Grenzbau im Bestand neu zugelassen, besteht keine Gewähr, dass tat-
sächlich eine Brandmauer erstellt wird und verunmöglicht unter Umständen die plane-
rische Absicht der Verdichtung. In der Gesamtbetrachtung unterstützen wir trotzdem 
eine Aufhebung. Es ist zu prüfen, ob nicht auch der § 290 Abs. 3 weglassen werden 
kann, da dieser Fall mit den Brandschutzvorschriften abgedeckt sein sollte. 

 
 In diesem Zusammenhang ist auch die Aufhebung des § 14 BBVI zu prüfen. 
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k) Besonnung (§ 301 PBG) 
 
 Neu soll die Nordausrichtung von Wohnräumen von Mehrzimmerwohnungen erlaubt 

werden. Die Frage der Besonnung ist ein ganzjähriges Thema. Die Problematik der 
sommerlichen Überhitzung lässt sich durch eine Nordausrichtung der Wohnungen 
nicht lösen. Mit der Streichung der Vorschrift ist hinzunehmen, dass, aus bisheriger 
Sicht, qualitativ minderwertigere Wohnungen ermöglicht werden. In der Gesamtbe-
trachtung unterstützen wir eine Aufhebung. 

 
l) Mindestfläche Räume (§ 303 PBG) 
 
 Neu soll keine Mindestfläche für Räume mehr definiert werden. Jedoch ist die Ausge-

staltung von (zu) kleinen Räumen durchaus ein Problem, insbesondere in Zeiten der 
erhöhten Wohnraumnachfrage könnte dies zu falschen Anreizen führen, mit dem Ri-
siko, dass die wohnhygienischen Errungenschaften der letzten Jahrzehnte zunichte 
gemacht würden. Da diese Regelung weder aufwändig zur prüfen ist noch die Bau-
herrschaft einschränkt, würden wir eine Beibehaltung begrüssen. Eine Einzelfallprü-
fung, ob die wohnhygienischen Anforderungen erfüllt sind, führt zu Rechtsunsicher-
heit und Willkür – und steht im Widerspruch zum Ziel des Bürokratieabbaus. Im Übri-
gen sieht der Bund in seinem Wohnungsbewertungssystem ebenfalls eine Mindestflä-
che von 10 m2 für Zimmer vor. Eine Abweichung konkret bezogen auf das erleichterte 
Bauen im Bestand im Sinne der Vorlage ist zielführender als eine pauschale Aufhe-
bung. 

 
Antrag 11 
Auf die Streichung von § 303 PBG ist zu verzichten. Abweichungen sind im Rahmen 
des neuen E-§ 220a PBG zu ermöglichen. 

 
m) Lichte Höhe (§ 304 PBG) 
 
 Die Vorschrift zur lichten Raumhöhe soll gestrichen werden. 
 
 Die Herleitung, dass im Bestand die erforderliche lichte Höhe teilweise nicht eingehal-

ten werden kann, rechtfertigt keine generelle Aufhebung einer minimalen Qualitätsan-
forderung für Neubauten. 

 
 Die lichte Höhe beträgt bei den meisten Baugesuchen 2.40 m und es ist davon aus-

zugehen, dass Bauherrschaften diese reduzieren würden, um mehr Spielraum bei der 
Gebäudehöhe zu erhalten. In Gemeinden mit einer Baumassenziffer ist eine minimale 
lichte Höhe von besonderer Bedeutung, da die Maximierung der Geschossfläche un-
mittelbar von der Raumhöhe abhängt. Daher ist auch keine Reduktion bei Neubauten 
auf 2.30 m angezeigt. Eine Einzelfallprüfung, ob die wohnhygienischen Anforderun-
gen erfüllt sind, würde zudem zu Rechtsunsicherheit und Willkür führen. 
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 Im Rahmen von E-§ 220a PBG sind Abweichungen zuzulassen, insbesondere auch 
für neubauähnliche Anbauten, damit die Geschossigkeit des Bestandes hindernisfrei 
fortgesetzt werden kann.  

 
Antrag 12 
Auf die Streichung von § 304 PBG ist zu verzichten. Abweichungen sind im Rahmen 
des neuen E-§ 220a PBG zu ermöglichen. Es sind sowohl Abweichungen bei Bestan-
desbauten zuzulassen als auch Abweichungen bei Neubauten, sofern es die Situa-
tion erfordert (z.B. im Sinne des Ortsbildschutzes oder zur Erreichung der Hindernis-
freiheit). 

 
n) Innere Erschliessungen (§ 305 PBG) 
 
 Die Anforderungen zur inneren Erschliessung sollen weglassen werden, da diese in 

den Brandschutzrichtlinien geregelt sind. Dieses Anliegen unterstützen wir.  
 
o) Küchen (§ 306 PBG) 
 
 Die Anforderung einer einwandfreien Lüftungsanlage für Wohnküchen ist kein Brand-

schutzthema, sondern betrifft die Wohnqualität. Allerdings leistet eine einwandfreie 
Lüftung lediglich einen kleinen Beitrag zur Wohnqualität. In der Gesamtbetrachtung 
unterstützen wir trotzdem eine Aufhebung. 

 
p) Bestandesgarantie (§ 357 PBG) 
 
 Die vorgeschlagenen Änderungen in § 357 PBG verkennen, dass es sich bei dieser 

Bestimmung um eine Konkretisierung des verfassungsmässig garantierten Vertrau-
ensschutzes handelt. Mit dem geänderten Abs. 1 werden die nachbarlichen Interes-
sen ohne weitere Auseinandersetzung in den Wind geschlagen (die geltenden Bau-
ordnungen, auf die sich der rekurrierende Nachbar wohl berufen wird, bleiben ja aber 
in Kraft ...). Bezüglich des neuen Abs. 1ter bleibt völlig offen, ob das Verwaltungsge-
richt einer derart unausgegorenen und widersprüchlichen Bestimmung nicht auf erste 
Beschwerde hin «alle Milchzähne ziehen müsste» (auch wenn die tragenden Wände 
und Decken erhalten bleiben, kann man eine Baute mit neuen Investitionen derart 
«vergolden», dass offensichtlich ein Missbrauch des Vertrauensschutzes festgestellt 
werden müsste). Ein Fall, wo bei der Erneuerung und dem Umbau alle tragenden 
Wände und Decken erhalten geblieben sind, ist uns zudem nicht bekannt. Ein mögli-
cher Vorschlag zur Präzisierung: «Soweit die wesentliche Tragstruktur des Gebäudes 
erhalten bleibt, gilt ein Bauvorhaben nicht als neubauähnliche Umgestaltung.» 

 
 Die Bestandesgarantie ist in der aktuellen Rechtsprechung einerseits liberaler als der 

Vorschlag der Baudirektion und andererseits handelt es sich nicht um eine Vorschrift 
zum ressourensparenden Bauen, sondern zum Vertrauensschutz. Die Verknüpfung 
mit diesem Thema, «die tragenden Wände sind zu erhalten, sonst ist es ein 
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Neubau», ist nicht zweckmässig und wird in dieser Form nicht einmal bei einem 
Denkmalschutzobjekt mit hohem Schutzstatus so angewendet. 

 
Antrag 13 
Die Vorschrift und die dazugehörenden Erläuterungen sind im Sinne der vorstehen-
den Erwägungen anzupassen. 

 
3. Verordnungen 
 
a) Begriff und Messweise des kommunalen Grenzabstandes (§ 21 ff. ABV) 
 
 Die Streichung zur Möglichkeit der Festlegung eines Mehrlängenzuschlages wird be-

grüsst. Idealerweise darf er sofort ab Inkrafttreten der Teilrevision nicht mehr ange-
wendet werden. Dies steht aber allenfalls im Widerspruch zur Gemeindeautonomie, 
welche die Gelegenheit haben müssten, ihre BZO hinsichtlich Grenzabstände anzu-
passen, sofern sie mit der ersatzlosen Streichung nicht einverstanden sind. 

 
b) Einstellgelegenheiten für Vorräte und Hausrat (§ 39 Besondere Bauverord-

nung I) 
 
 Die Vorschriften für die minimale Grösse von Einstellgelegenheiten für Vorräte und 

Hausrat sollen entfallen.  
 
 Der Einwand gemäss den Erläuterungen, dass im Bestand die erforderlichen Flächen 

unter Umständen nicht realisiert werden können, rechtfertigt an sich keine generelle 
Aufhebung einer minimalen Qualitätsanforderung für alle Gebäude. Wenn die Bereit-
stellung dieser Flächen im Bestand tatsächlich problematisch ist, sollten gezielte Aus-
nahmen für Bestandsbauten vorgesehen werden.  

 
Antrag 14 
Auf die Streichung von § 39 BBV I ist zu verzichten. Abweichungen sind im Rahmen 
des neuen E-§ 220a PBG zu ermöglichen, also nur bei Bestandesbauten. 

 
c) Gebäude mit mehr als sechs Geschossen (§ 40 Besondere Bauverordnung I) 
 
 Die Anforderung an die Liftanlage bei diesen Gebäuden soll entfallen. Die Klärung im 

Zusammenhang mit dem § 239a PBG erscheint sinnvoll. Allerdings wären Regelun-
gen für Ausnahmen im Rahmen des Bestandserhalts zu prüfen, da u. U. eine zusätz-
liche Ausrüstung mit Liftanlagen einem Bestandserhalt zuwiderläuft. 

 
Antrag 15 
Auf die Streichung von § 40 BBV I ist zu verzichten. Abweichungen sind im Rahmen 
des neuen E-§ 220a PBG zu ermöglichen. 
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d) Abweichungen von Vorschriften nach § 220a PBG (Besondere Bauverord-
nung II) 

 
 Im E-§ 20a BBV II werden maximale Abweichungen zu den Vorschriften definiert, von 

denen aufgrund des neuen E-§ 220a PBG abgewichen werden kann. Allerdings ist 
fraglich, ob diese Masse auch tatsächlich eine Weiterentwicklung fördern. 

 
Antrag 16 
Der E-§ 20a BBV II ist aufgrund einer Analyse im Sinne der Erläuterungen zum E-
§ 220a PBG zu überprüfen. Zudem soll den Gemeinden die Möglichkeit zu weiterge-
henden Abweichungen (im Rahmen der BZO) gegeben werden. 

 
e) Bewilligungspflicht Klimaanlagen (§ 2a lit. k BVV) 
 
 Die örtliche Baubehörde soll wie bisher die Lärmsituation und die optische Wirkung 

beurteilen. 
 

Antrag 17 
Der § 2a lit. k BVV ist zu streichen. Die Nachrüstung einzelner Klimaanlagen in beste-
henden Gebäuden soll nach wie vor der ordentlichen Baubewilligungspflicht unterste-
hen. 

 
f) Bewilligungspflicht Klimaanlagen (§ 2a lit. k BVV) 
 
 Die örtliche Baubehörde soll wie bisher die Lärmsituation und die optische Wirkung 

von Klimagräten beurteilen. Dasselbe gilt für die Aufbauten auf dem Dach, da diese 
eine erhebliche gestalterische Auswirkung haben. 

 
Antrag 18 
Der § 2a lit. k und § 14 lit. d BVV ist zu streichen. Die Nachrüstung einzelner Klimaan-
lagen und die Bewilligung von Aufbauten auf dem Dach in bestehenden Gebäuden 
soll nach wie vor der ordentlichen Baubewilligungspflicht unterstehen. 

 
 Weiteres Anpassungspotenzial: 
 Wir würden es begrüssen, wenn folgende Punkte zur Streichung von Vorschriften ge-

prüft würden:  

• § 49 PBG: 
Verzicht auf die eingeschossige Zone W1 und Erhöhung der Minimaldichten in 
den anderen (wenig dichten) Zonen. 
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• § 255 Abs. 2 und 3. PBG (und folglich § 9 ABV): 
Verzicht auf die Ausnützungsbefreiung von Attika-/Dachgeschossen und anre-
chenbaren Untergeschossen bei der Ausnützungsziffer (AZ). Alle nutzbaren Flä-
chen sollten – wie bei den anderen Ausnützungsinstrumenten – der AZ ange-
rechnet werden. Im Gegenzug müsste die AZ generell erhöht werden, was je-
doch die Anpassung der jeweiligen BZO erfordert. Die 1991 eingeführte Sonder-
behandlung von diesen Geschossen ist überholt und es entfielen alle Zwänge, 
welche mit der Maximierung dieser "Joker"-Fläche zusammenhängen. 

• § 265 Abs. 1 PBG: 
Abschaffung des Strassenabstands von 6.00 m und Einführung eines einheitli-
chen Abstandes zu Verkehrsanlagen von 3.50 m (heutiger Wegabstand). Die 
Verringerung führt zwar zu engeren Strassenräumen, die Vergrösserung des Be-
bauungsspielraumes gewichten wir jedoch höher. 

• § 260 Abs. 3 PBG und § 270 Abs. 2 PBG: 
Streichung des Mehrhöhenzuschlages (Untervariante: Maximalmass bei § 260 
Abs. 3 PBG analog § 270 Abs. 2 PBG und reduziertes Maximalmass § 270 
Abs. 2 PBG). 

• § 279 Abs. 2 PBG: 
Verzicht auf die Sonderregelung bei engen Strassenräumen. 

• § 282 PBG: 
Anhebung Hochhausgrenze auf 30 m.  

• Zusammenfügung der Verordnungen ABV, BBV I und BBV II zu einer Verord-
nung. 

• § 10 lit. c ABV, § 11 und 13 Abs. 2 ABV: 
Streichung der Befreiung von der Anrechnung an die Ausnützung für Balkone, 
Loggias und Wintergarten, sofern sie dem Energiesparen dienen. Als diese Vor-
schrift entstand, war noch die Meinung vorhanden, dass Wintergärten sich posi-
tiv auf Wärmebedarf eines Gebäudes auswirken. Um die Verdichtung zu fördern, 
könnte generell die Ausnützung erhöht werden, was jedoch wie erwähnt die An-
passung der jeweiligen BZO erfordert. 

• Entschlackung des PBG betreffend die Baubewilligungsvorschriften und Kon-
zentration der Aussagen in der BVV. 

 
Antrag 19 
Wir bitten Sie um Prüfung unserer Vorschläge. 
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4. Mehrwertausgleichsgesetz (MAG) 
 
 Die Weiterbaumöglichkeiten gemäss E-§ 220a PBG sind gemäss heutigem MAG 

wohl als abgabepflichtig zu taxieren. Zudem besteht betreffend die Sonderbauvor-
schriften schon heute eine Lücke (Wann sind diese optionalen Planungsvorteile ab-
gabepflichtig?). Um das Ziel des Weiterbauens zu fördern und einen Bürokratieauf-
wand zu vermeiden, sollten Weiterbaumöglichkeiten als nicht abgabepflichtig gelten. 

 
Antrag 20 
Im Mehrwertausgleichsgesetz ist festzuhalten, dass die Weiterbaumöglichkeiten in 
Sonderbauvorschriften und im neuen E-§ 220a PBG nicht abgabepflichtig sind. Be-
treffend der «normalen» Sonderbauvorschriften ist zu regeln, dass die Mehrwerter-
mittlung erst bei der Ausschöpfung der Option verfügt wird. 

 
5. Schlussbemerkung 
 
 Wir danken für die Möglichkeit zur Stellungnahme. Die Vorlage ist im Grundsatz gut 

gemeint, es besteht jedoch die Gefahr, dass das (Weiter-)Bauen komplizierter und 
nicht einfacher wird. 

 
 
Wir bitten Sie, auf die Weiterverfolgung unserer Anträge. 
 
 
Mit bestem Dank und freundlichen Grüssen 
 
Für die KZPV Konferenz der Zürcher Planungsverbände 
 
 
 
Florian Hartmann Hans Rudolf Spiess 
Präsident SIA Sektion Zürich Geschäftsführer SIA Sektion Zürich 
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